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DIE WELT DONNERSTAG, 27. OKTOBER 20224 POLITIK

H eino Stöver, 66, ist Professor
für sozialwissenschaftliche
Suchtforschung und geschäfts-

führender Direktor des Instituts für
Suchtforschung der Frankfurt Univer-
sity of Applied Sciences (ISFF). Die
vom Kabinett vorgelegten Eckpunkte
zur Cannabis-Legalisierung müssen
noch von der EU-Kommission rechtlich
geprüft werden.

VON KAJA KLAPSA

WELT: Herr Stöver, für wie sinnvoll
halten Sie die Pläne der Regierung für
eine Cannabis-Legalisierung?
HEINO STÖVER: Die vorgelegten Eck-
punkte halte ich grundsätzlich für ei-
nen geeigneten Rahmen, auch wenn
einzelne Aspekte noch sehr allgemein
sind. Insgesamt ist das Gesetzesvorha-
ben aber ein längst überfälliger Schritt.
Unsere bisherige Cannabis-Politik ist
nicht erfolgreich gewesen, das ist unter
Fachleuten Konsens. Deswegen ist die
Legalisierung nur konsequent.

Die Eckpunkte von Gesundheitsmi-
nister Karl Lauterbach (SPD) sehen
vor, dass der Erwerb und Besitz von
„20 bis 30 Gramm Genusscannabis“
straffrei gemacht werden soll. Halten
Sie dies für eine angemessene Grö-
ßenordnung?
Ja. Schleswig-Holstein hat bereits bis in
die 90er mit diesem Wert gearbeitet. Es
gab eine staatsanwaltschaftliche An-
weisung, dass bei bis zu 30 Gramm bei
Ersttäterschaft das Verfahren einge-
stellt wird. Diese Zahl ist also nicht aus
der Hüfte geschossen. Problematisch
ist allerdings, dass Cannabis neben li-
zenzierten Fachgeschäften wohl auch
in Apotheken verkauft werden könnte.

Warum ist das problematisch? Die
Apotheker verkaufen zum Teil bereits
medizinisches Cannabis.
In Apotheken sollten nur Medizin- und
Heilprodukte verkauft werden, also
medizinisches Cannabis, nicht aber
Cannabis zu Genusszwecken. Zentral
sind die lizenzierten Fachgeschäfte, de-
ren Mitarbeiter im Gegensatz zu den
meisten Apothekern über viel Know-
how verfügen. Das Gesetz würde aber –
wenn es dann kommt – nicht dazu füh-
ren, dass alle Apotheken gezwungen
werden, mitzumachen. Interessierte
Apotheken könnten sich aus freien Stü-
cken um eine Lizenz bewerben. Andere,
die darin einen Berufskonflikt sehen,
müssten sich nicht beteiligen. 

Welche Voraussetzung sollten die li-
zenzierten Fachgeschäfte Ihrer An-
sicht nach erfüllen?
Wir haben schon jetzt sogenannte
Headshops, die alles verkaufen können
außer der Substanz selbst. Da ist viel
Expertise vorhanden. Wichtig ist, dass
die Verkäufer strafrechtlich nicht vor-
belastet sind und die Geschäfte nicht in
der Nähe von Schulen und Kitas eröff-
net werden. Auch sollte in den Räum-
lichkeiten konsumiert werden können,
und die Produkte sollten nicht draußen
beworben werden dürfen.

Das Kabinett will noch prüfen, ob we-
gen des erhöhten Risikos für Gehirn-
schädigungen bei jungen Menschen
bis zum Alter von 21 Jahren eine Ober-
grenze für den THC-Gehalt festgelegt
wird. Halten Sie das für sinnvoll?
Theoretisch ja, in der Praxis nein. Die
Regelung ist im Alltag nicht zu über-
prüfen und ehrlich gesagt auch etwas
scheinheilig. Wenn ein 18-Jähriger in

den Supermarkt geht, kann er sich Al-
kohol mit einer Stärke bis zu 80 Pro-
zent kaufen, zum Beispiel Stroh-Rum.
Damit können Sie Wunden desinfizie-
ren. Wenn man in der Logik bleibt,
dürften also unter 21-Jährige auch nur
noch Wein und Bier kaufen. Den THC-
Gehalt für diese Altersgruppe zu be-
grenzen, würde außerdem dazu führen,
dass ein Teil von ihnen auf den
Schwarzmarkt ausweicht, um an stär-
keres Cannabis zu kommen. 

Der Preis im Fachgeschäft wird eben-
falls Einfluss darauf nehmen, ob jun-
ge Leute dort kaufen oder günstiger
beim Dealer. 
Ja, das ist eine echte Gratwanderung.
Einerseits muss man den Schwarz-
markt über die Preis- und Qualitätsan-
gebote austrocknen. Auf der anderen
Seite darf es auch nicht so billig wer-
den, sodass der Schwarzmarkt mit dem
Stoff beliefert wird. Welche Summe
hier angemessen wäre, kann ich Ihnen
nicht sagen. Das muss das Gesund-
heitsministerium mit dem Bundeskri-
minalamt erörtern.

Die Regierung plant, dass das in
Deutschland verkaufte Cannabis aus-
schließlich hierzulande produziert
werden soll. Ist dann angesichts der
hohen Energiekosten, etwa beim 
Anbau im Glashaus, ein niedriger
Preis überhaupt realistisch? Oder
müsste der Staat am Ende gar subven-
tionieren?
Tatsächlich wurden Winzer in der Ver-
gangenheit bezuschusst, wenn die
Ernte schlecht ausgefallen ist. Eine
Subventionierung von Cannabis wäre
der Bevölkerung allerdings nicht zu
vermitteln. Grundsätzlich gibt es in
Deutschland bereits einige Unterneh-
men, die medizinisches Cannabis an-
bauen und Erfahrung damit haben,
preisgünstig zu produzieren. Auch
wird es nicht nötig sein, alle Pflanzen
im Glashaus anzubauen. Ich halte Frei-
landanbau für sinnvoll, wenn man die
Felder entsprechend vor Diebstahl si-
chert. Dies wird in Portugal, Spanien
und Belgien schon jetzt so gehandhabt,
auch wenn die Pflanzen dort nur einen
niedrigen THC-Gehalt aufweisen. Lau-
terbachs Eckpunkten zufolge kann
auch jeder Mensch bis zu drei Pflanzen
selbst anbauen. Da wären Modelle wie
der Cannabis Social Club denkbar, bei
dem sich Menschen zusammentun, ih-
re Pflanzen kollektiv draußen anbau-
en, gemeinsam ernten und dann unter
den Genossenschaftsmitgliedern ver-
teilen.

Im Zuge der Legalisierung wird auch
gefordert, die Regeln im Straßenver-
kehr anzupassen. Bisher gilt jeder als
fahruntüchtig, bei dem minimale
Mengen an Cannabis im Blut nachge-
wiesen werden – obwohl der Konsum
dann oft schon mehrere Tage zurück-
liegt. 
Ja, das ist ein großes Problem, zum Bei-
spiel bei Menschen, die medizinisches
Cannabis einnehmen und deren Mobili-
tät dadurch eingeschränkt ist. Für die
angeblichen Risiken, etwa Flashbacks,
gibt es keine wissenschaftliche Grund-
lage. Der Gesetzgeber muss hier drin-
gend einen erhöhten Grenzwert ein-
führen. Man könnte sich zum Beispiel
an einem Äquivalent zu den 0,5 Promil-
le beim Autofahren orientieren. Eine
mögliche Lösung wären auch Spuck-
tests wie in Kanada. Wenn diese Praxis
nicht geändert wird, droht weitere Dis-
kriminierung.

Die Schwachstellen der Pläne
zur Cannabis-Legalisierung
Forscher Heino Stöver über das Regierungsvorhaben

J unge Männer zerren Rollkof-
fer durchs nasse Laub, beleib-
te alte Frauen ziehen Hand-
wagen hinter sich her auf
dem Hof der früheren Karl-

Bonhoeffer-Nervenklinik aus der Kai-
serzeit. „Mahmoud, wie viele habt ihr
noch?“, ruft eine Frau quer über den
Hof – der Mann mit der Warnweste
schüttelt seine Hand in vager Geste und
ruft zurück: „Circa 50!“ 

VON JAN ALEXANDER CASPER

Das weitläufige Gelände der Ex-Ner-
venklinik dient als Berliner Ankunfts-
zentrum für Migranten. Zurzeit finden
mehr als 1300 Menschen aus ungefähr
30 Nationen dort ein Bett, Essen, einen
Arzt. Die Frau, die eben gerufen hat,
steht vor dem Registrierungsbüro, der
Zurückrufer vor der Wartehalle schräg
gegenüber. Diese Halle wird jeden Mo-
nat voller. Im September kamen hier bis
zu 180 Menschen pro Tag an. Mit der
Registrierung als Asylbewerber hinken
die Mitarbeiter hinterher. Im Septem-
ber wurden 1850 Menschen erfasst, das
sind dreimal so viele Registrierungen
wie im Vormonat. Die Balkan-Route ist
wieder offen; verstärkt kommen Syrer,
Afghanen, auch immer mehr Iranerin-
nen nach Deutschland – zu den alten
Konfliktherden können jederzeit neue
hinzukommen.

„Wir müssen nur die Nachrichten
einschalten, um zu wissen, wer in zwei
Wochen zu uns kommt und welche neu-
en Sprachvermittler wir bis dahin orga-
nisieren müssen“, sagt Sascha Langen-
bach. Er ist Sprecher des Landesamts
für Flüchtlinge (LAF). Der 55-Jährige
führt im Eiltempo über das Gelände,
steckt sich in jeder freien Minute eine
Zigarette an, gibt jedem Mitarbeiter die
Hand, macht gute Stimmung. „Ein ka-
meradschaftlicher Umgang miteinander
ist in diesen Krisenzeiten sehr wichtig“,
sagt Langenbach: „Die Menschen, die
hier ankommen, bringen so viele Träu-
me, Hoffnungen, Wünsche mit – aber
wir sind Verwaltung und können das
nicht alles auffangen.“ Das führe zu

Frust und manchmal auch zu Konflikten
zwischen Migranten und Mitarbeitern,
sagt Langenbach – etwa, wenn jemand
nicht verstehen wolle, dass er wegen
des Verteilungssystems in der Bundes-
republik in ein anderes Bundesland wei-
terreisen muss.

Berlin nimmt nach diesem Verteilsys-
tem, dem sogenannten Königsteiner
Schlüssel, fünf Prozent aller Asylbewer-
ber in Deutschland auf. Zuerst gilt für
jeden, der Asyl sucht, der in Berlin an-
kommt: Registrierung als Asylbewerber
im Ankunftszentrum. Das bedeutet:
Ausstellung eines Ankunftsnachweises,
dazu werden persönliche Daten aufge-
nommen. Gehört man zu den fünf Pro-
zent, die in Berlin bleiben dürfen, stellt
man auch seinen Antrag auf Asyl im
Zentrum. Jeder, der in Berlin ankommt,
aber die Quote sprengt, bekommt nach
Registrierung ein Zugticket in den ihm
zugewiesenen Teil der Bundesrepublik
und beantragt dann dort Asyl.

Viele aber interessiert gar nicht, wo-
hin, Hauptsache: Sie sind nicht mehr
dort, wo sie waren. Zum Beispiel Andrei
Balakov: „Ich habe keine Freunde oder
Familie in Berlin, ich will einfach nur in
Sicherheit sein.“ Als russischer Asylsu-
chender ist er im Ankunftszentrum eine
Ausnahmeerscheinung: Im September,
sagt LAF-Sprecher Langenbach, hätten
sie lediglich 35 Asylbewerber von dort

gezählt. Russen haben kaum eine Chan-
ce, in den Schengenraum einzureisen.
Balakov hat es trotzdem geschafft, im
September floh er aus Moskau per Auto
in die estnische Hauptstadt Tallinn und
von dort mit dem Flixbus nach Berlin.
Seite Mitte Oktober ist der 39-Jährige in
der Hauptstadt; seit der Registrierung
wartet er auf Zuteilung seines neuen
Aufenthaltsorts. Während er das er-
zählt, raucht er unter einem windschie-
fen Verschlag, schaut dabei auf den Bo-
den. In Russland habe er als Audio- und
Videotechniker für den TV-Sender STS
gearbeitet, der seit den 1990er-Jahren
Unterhaltung produziert. Im Herbst ha-
be er dann plötzlich seinen Job verlo-
ren. Balakov weiß nicht, warum; er ver-
mutet: Die Sicherheitsbehörden wüss-
ten von seiner Teilnahme an Kreml-kri-
tischen Protesten. „Ich wünsche mir
einfach nur einen Platz in der Gesell-
schaft und etwas gegen den Krieg tun zu
können“, sagt er leise.

Einen Platz in der deutschen Gesell-
schaft sucht auch Khawla aus Libyen,
die ihren Nachnamen und ihr Gesicht
nicht veröffentlichen will. „Nicht mal
meiner Mutter habe ich Bescheid ge-
sagt, als wir vor einer Woche Tripolis
mit dem Flugzeug verlassen haben“,
sagt sie. Das Haus der Familie in der li-
byschen Hauptstadt sei bei Kämpfen
zwischen Milizen so stark beschädigt
worden, dass es nun unbewohnbar sei.
Wegen ihrer Söhne, drei und fünf Jahre
alt, sei schließlich der Entschluss zwi-
schen Khawla und ihrem Ehemann ge-
fallen, die Heimat zu verlassen: „Ich su-
che hier eine Zukunft für meine Kin-
der“, sagt sie.

Was Balakov und Khawla eint: Der Er-
folg ihrer Asylgesuche ist hochgradig
unsicher, denn so schlimm ihre Schick-
sale sind – eine Verfolgung aus rassi-
schen, politischen, religiösen oder als
Zugehörige einer unterdrückten sozia-
len Gruppe, wie es das Gesetz in
Deutschland verlangt, werden sie kaum
nachweisen können. Doch unabhängig
davon: Sind sie einmal als Asylbewerber
in Berlin angekommen, haben sie Zu-
gang zu umfassender Versorgung; sie

können psychologische Betreuung in
Anspruch nehmen, es gibt Unterkünfte
nur für Frauen, Homosexuelle oder
Transpersonen.

Zu den ersten Ansprechpartnern, die
Asylbewerber an solche Stellen verwei-
sen können, gehören im Ankunftszen-
trum Wairimu Benz, 25, und Simone
Frankenfeldt, 50. Sie sind für die Daten-
aufnahme der Migranten verantwort-
lich und oft die Ersten, die von Motiven
und Hintergründen der Bewerber erfah-
ren. „Ich versuche natürlich, für jeden
ein offenes Ohr zu haben“, so Benz,
„aber manche Geschichten nehmen ei-
nen besonders mit.“ Zum Beispiel die
einer Frau, die nach eigenen Angaben
Opfer von Menschenhandel und
Zwangsprostitution wurde, ein Kind aus
einer Vergewaltigung hat. „Die habe ich
dann gleich zu den Experten im Sozial-
dienst geschickt“, sagt Benz. „Es geht
doch darum: Würden wir irgendwo als
Flüchtlinge ankommen, würden wir uns
doch auch eine gute Aufnahme wün-
schen“, sagt Frankenfeldt.

LAF-Sprecher Langenbach wirft dazu
ein: „Wir sind freundlich, aber nicht
naiv.“ Er meint: Benz und Frankenfeldt
vorgeschaltet ist die Berliner Polizei,
die mithilfe eines digitalen Fingerab-
drucks überprüft, ob ein Asylbewerber
schon straffällig geworden ist, gar ge-
sucht wird. Die fehlende Koordinierung,
das Chaos von 2015 seien passé: Das ist
Langenbachs Botschaft, auch als er über
das Gelände führt: Es gibt hier licht-
durchflutete Gebäude, Spielplätze, es
ist ein Rückzugsort für die Menschen,
die hier ankommen. Nur: Wie lange das
so bleibt, ist ungewiss. In den Berliner
Unterkünften, wo die der Hauptstadt
zugewiesenen Asylbewerber aus der Ex-
Klinik eigentlich nach fünf Tagen unter-
gebracht sein sollten, sind zurzeit noch
100 Betten frei. Im Ankunftszentrum
herrscht nahezu Vollbelegung. „Wir su-
chen dringend neue Unterkünfte, ver-
gangene Woche gingen 300 Plätze in ei-
nem früheren Hotel ans Netz, weitere
Gebäude werden folgen“, sagt Langen-
bach. „Aber es kommen viele, sehr viele
Menschen zu uns.“

Sascha Langenbach ist Sprecher des Landesamts für Flüchtlingsangelegenheiten
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„Es kommen viele, sehr viele“
Nicht nur der Zuzug
aus der Ukraine
wächst – auch die
Zahl der Migranten
aus anderen
Ländern steigt
stark. Besuch
im Berliner
Ankunftszentrum
für Asylbewerber

Änderungsmeldungen könnten diese
„teils erheblichen Veränderungen un-
terworfen sein“. So wurden etwa die
abgefragten Zahlen im ersten Quartal
dieses Jahres von 459 auf aktuell 683
Straftaten korrigiert.

Aus dem Bundestag kommt Kritik an
dieser Verzögerung. Die Antwort zeige
die Schwierigkeiten der Behörden, an-
tisemitische Straftaten zeitnah zu er-
fassen, sagt Petra Pau (Linke). „Ange-
sichts des generell gestiegenen Antise-
mitismus würde ich mir eine größere
Schnelligkeit bei der korrekten Erfas-
sung wünschen“, so die Vizepräsiden-
tin des Bundestags zu WELT. „Nur
dann können Politik und Behörden be-
drohliche Entwicklungen zeitnah er-
kennen.“

Antisemitismus gehört in
Deutschland weiter zum Alltag.
Mehr als fünf antisemitische

Straftaten pro Tag zählt das Bundesin-
nenministerium für das laufende Jahr.
Insgesamt 1555 Vorfälle listet das Mi-
nisterium in einer Antwort auf eine
Kleine Anfrage der Linke-Bundestags-
fraktion auf, die WELT vorliegt.

VON KEVIN CULINA

In der Antwort nennt das Bundes-
kriminalamt (BKA) für das laufende
Jahr 55 Gewalttaten. Im dritten Quar-
tal 2022 wurden elf solcher Straftaten
registriert, von denen zehn der Kate-
gorie „Politisch motivierte Kriminali-
tät rechts“ und eine keiner politischen

Richtung zugeordnet wurden. Fünf
Gewalttaten wurden in Berlin, zwei 
in Brandenburg, drei in Bayern und 
eine in Mecklenburg-Vorpommern 
gemeldet.

Neben den Gewalttaten zählt die
Bundesregierung eine Vielzahl an De-
likten auf, etwa Volksverhetzung, Be-
leidigung, Sachbeschädigung sowie die
Verwendung von Kennzeichen verfas-
sungswidriger Organisationen, was zu-
meist das Tragen eines Hakenkreuzes
meint. Insgesamt konnten 936 Tatver-
dächtige für das laufende Jahr ermit-
telt werden, Haftbefehle wurden keine
erlassen.

Die Zahlen für das dritte Quartal
dieses Jahres seien jedoch nicht final,
so das Ministerium. Durch Nach- oder

Der Zentralrat der Juden in Deutsch-
land bedauert die anhaltend hohen Zah-
len, ist jedoch nicht überrascht. „In Zei-
ten der Krise müssen Jüdinnen und Ju-
den häufig als Sündenböcke herhalten“,
sagt Zentralratspräsident Josef Schus-
ter WELT. „Das hat auch Übergriffe zur
Folge.“ Schuster sieht den Rechtsextre-
mismus als größte Bedrohung für Jüdin-
nen und Juden in Deutschland – gerade,
wenn es um das Gewaltpotenzial geht.
„Wenn es um Anfeindungen geht, die
gar nicht in Statistiken aufgenommen
werden, höre ich aber häufig, dass diese
auch durch Personen mit muslimi-
schem Hintergrund erfolgen.“ In der
Vergangenheit wurden antisemitische
Straftaten, die nicht eindeutig einer po-
litischen Motivation zugeordnet wer-

den konnten, im Phänomenbereich
rechtsmotivierter Straftaten gezählt.
Die Innenministerkonferenz einigte
sich im Juni vergangenen Jahres auf ei-
ne präzisere Erfassung.

„Hinzu kommt ein sich andeutender
Paradigmenwechsel in Kunst und Wis-
senschaft, der auch Tätern aus dem
rechtsextremen Milieu als Legitimation
gilt“, so Schuster. Auch das laufe unter
dem Radar von Straftatstatistiken. In
den vergangenen Monaten wurde etwa
heftig über antisemitische Kunstwerke
auf der Kasseler Documentadiskutiert.

Der besorgniserregende Trend ju-
denfeindlicher Straftaten setzt sich da-
mit auch in diesem Jahr fort. Für das
Jahr 2021 stellte das Bundesinnenmi-
nisterium 3027 Fälleantisemitischer

Straftaten fest, eine Zunahme von
mehr als einem Viertel im Vergleich
zum Vorjahr. Im vergangenen Jahr
wurden alleine im zweiten Quartal
1036 solcher Taten registriert. Hinter-
grund sind eine Vielzahl juden- und is-
raelfeindlicher Proteste und Vorfälle
im Zuge des israelisch-palästinensi-
schen Konflikts. Dieser machte sich
auch in anderen Statistiken bemerkbar.
Der unabhängige Bundesverband der
Recherche- und Informationsstellen
Antisemitismus registrierte 2739 anti-
semitische Vorfälle für das Jahr 2021,
durchschnittlich sieben Fälle pro Tag
und 40 Prozent davon online. Schwer-
punkte waren hier neben dem israe-
lisch-palästinensischen Konflikt die
Proteste in der Corona-Pandemie.

Jeden Tag mehr als fünf antisemitische Straftaten in Deutschland
Das Bundeskriminalamt hat 2022 mehr als 1500 Fälle erfasst. Der Zentralrat der Juden sieht Rechtsextremismus als größte Bedrohung in Sachen Gewaltpotenzial 
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